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Die Verfafung
Wechenblattstir das Welle

Erscheint jeden Sonnabend Pre

Zu den nächstenWahlen.
Wir wissen heute noch nicht, wann die nachsten

Wahlen zum AbgeordnetenhausestathmdenWerden Es
ist möglich,daß wir schon im APULCUPdenWahltklch
gerufen werden, aber für wah»kscheml»1ckz«k,)a«lsenWsk
es nicht. Vielmehr glauben wir, daß die Liimstermit

dem Wahlausschreibengenau»bis zum letzten Lage warten

werden, bis zu welchem sie nach den Buchstabendes

Gesetzes warten dürfen. Nach dem Geiste der »Ver-
fassung hättensie freilich schonlängstdas gegenwartige
Abgeordnetenhausauflösenoder von ihren Aemtern zu-
rücktreten müssen. Denn das ganze Hand weiß schon
seit Jahren, daß diese Minister»unddieses Abgeordne-
tenhaus nicht im Frieden miteinander leben konnen·.
Warum sie es nicht können, ist so sonnenklar, dasz
wir gar nicht mehr darüber zu reden brauchen. Die

Minister wissen das selbst eben so gut wie wir Alle.
Ein ministeriellesBlatt hat ja nochneulich bei Gelegen-
heit der großenVerhandlungen über den Obertribunals-

beschluß gesagt, daß selbstverständlich zwischen
diesen Minister-n und diesen Abgeordneten
eine Verständigung ganz unmöglich sei. Doch die

Minister wollen nun einmal in ihren Aemtern bleiben.

Mögen sie das; nur müssenwir dann auch sragent
Wie denken sie wohl zum Segen des Landesregieren
zu können, wenn sie in audauernder Feindschaft mit

den Männern leben, die wir selbstzu Vertreternunserer
Ueberzeugungenund unseres Willens »gewahlthaben?
Jhr Verbleiben im Amte ist nur erklarlich,wenn sie
wirklich glauben, daß wir bei derWahl der Abgeordne-
ten Uns ganze drei Mai haben tauschen liisien und daß
die Abgeordnetengegen unsere eigeneErwartung Dinge
sagen, die wir nicht gesagt haben wollen, und Dinge
beschließen,die wir nicht beschlossenhaben wellen.
Wenn aber die Minister darum in ihren Aemtern blei-

ben, weil sie glauben,daßdas Volk auf ihrer Seite
Und nicht auf der Seite der Abgeordneten steht,
wasUM haben sie dann das Abgeordnetenbausnicht schon
längstaufgelöst? Warum IhUUsie es nicht w nigstens
jetzt, nach den gewaltigenReden und Beschlüssendes
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9. und 10. Februar? Warum rufen ie ni tweni ten
jetzt die»Wählerdes Landes zusamsnien,chdamitgbiesg
zwischenihnenund »denAbgeordneten entscheiden,und,
wenn»ihreeigenen früherenWahlen ihnen leid thun soll-
ten, nun solcheAbgeordnetenwählen, die mit den ge-
geuwartigenMinistern und ihren Anhängernein Herz
und eine Seele, oder die doch wenigstens so gesonnen
sind, daß»siemit ihnen sichverständigenkönnen?

»

Das ist eine Frage, die wir wahrhaftig nicht allein
ausstellen, sie ist vielmehr schonhundert und tausend
Mal und von allen Seiten aii die Regierunggerichtet
worden. Ja, das ministerielleBlatt, von dem wir vor-(

her sprachen, hat sogar schon eine Antwort gegeben, aber
freilich eine Antwort, die womöglichnoch verwunderlicher
ist als gar keine. Es sagt nämlich:
»Die Aussicht auf Verständigung kann es

nicht sein, welche die Regierung veranlaßt,
der Fortsetzung der Verathungen nicht
sofort Einhalt zu thun: sie muß andere
Grunde dazu haben«

Alio ,,andere Gründe!« Aber die ,,anderen«Gründe«
sind es ja eben, nach denen wir fragen, und-gerade
die behältdas ministerielle Blatt für sich. Nun, im
Vektkauen gesagt, wir kennen diese ,,andern Gründe«
eben so gut wie die Tlicgicrtmgselbst, und unsere Leser
kennen»sie am Ende auch. Darum werden sie es auch
nicht ubel nehmen, dasi wir sie ebenso für uns behal-
ten, wie das ministerielle Bla:t es thut.

DochEins ersehen wir ans jener-seltsamenAntwort,
nämlich,daß wir die neuen Wahlen schnerlichrsor dem
Monat September oder Oktoberzu erwarten haben.

Dennochist es hohe Zeit, dal; wir jtzt schon an sie
denken· Der Minister des Innern selbst hat uns

dazu aufgefordert, wenn auch ganz gegen seinen Willen.
Er erllarte nämlich in der STtzng Vom 10. Februar,
daß die Abgeordneten einen »Eiuglisf in die richterliche
Gewalt-« versuchten,wenn sie gegen ein gerichtlichesUr-

theil protestirten,welchesdoch nach der bisherigenUeber-

zeuguiig der preußisdenGerichts-leiseselbst eben auszei-
halb der »richterlichenGewalt« liegt. Denn durch
Art. 84 der Verfassung,so wie er immer verstanden ist



und wie das Land ihn auchnoch heuteversteht, ist es

ja den Richtern eben ver oten,»Uberdie Reden im

Abgeordneten-und Heri«enbause»einUrtheil zu fällen.
Aber das hindert den Ministe-r»nrcht;er behauptet sogar,
daß die Abgeordneten,daß Mauner, wie Waldeck, der

doch auch seit längerals·25JslzrenObertrilsunalsiath ist,
wie der AiipellationsgerichxspkasldentSimson, wie der

frühereMinister des Königs, Graf v. Schwerin und

neben ihnen zweihundert und sechzig Manner,
die das Volk selbst aus den Besten und Würdigstenim
Lande auserlesen hak, daß alle diese Männer von der

Rechtmäßigkeitdieses Protestes nicht einmal überzeugt
wären; denn er sagt, sie wollten mit diesem Pro-
test weiter nichts machen, als ein Wahlmanöver.
Alle diese Männer also hätten nicht ihrer Pflicht e-

mäß das Recht des Landes schützen,sie hättennicht ie

Heiligkeitdes Rechtes wahren wollen, sie hättenvielmehr
nur einen Vor-wand gesucht,um ein ,,Manöver«auszu-
führen, durch welches sie ihre Wiederwahl sichern
wollten!

Wir haben wahrhaftig nicht nöthig,unsere erwähl-
ten Vertreter gegen einen solchen Vorwurf noch erst in

Schutz zu nehmen. Aber wir ersehen aus demselben,
wie sehr die nächstenWahlen den Herren Ministern
im Kopfe und am Herzenliegen Wir sehen außerdem,
wie im ganzen Lande, allüberall,die guten Freunde der

Minister schon ihre Vorbereitungen für diese Wahlen
treffen, wie sie überall sich bemühen, die Schwachenund

Furchtfamen auf ihre Seite zu ziehen.»·Lassenwir das
auch für uns eine Mahnung sein, nicht die Hande in

den Schoß zu legen, sondern überall,wo wir es ver-

mögen, zu treuem Festhalten, zu muthigem Kampfe sür
Recht und Wahrheit und für das Wohl des Landes zu
ermuntern.

«

Wir brauchen nicht daran zu erinnern, daß wir

auch bei den neuen Wahlen unser Augenwerk nur rich-
ten dürfen «an einsichtsvolle, vaterlandsliebende und

willensstarke Männer. Wir werden nur Männer

wählen, die die Verfassung und die Gesetzedes Landes

so verstehen, wie sie von den Urhebern derselben verstan-
den worden sind, nicht aber so, wie man sie zu deuten

in der letztenZeit sichbemüht.Wir brauchenMänner,die

alle ihre Kräfte daran setzen,daß die Verfassungund die

Gesetze auch in der Wirklichkeit beobachtet und

gehandhabt werden. »Wir brauchen Männer, die

Herz und Sinn besitzensur Alles,was zur Wohlfahrt
des Landes nothwendig ist, Mannen die dahin wirken,
daß mit dem Gelde und den Krastendes Landes ver-

nünftig und nach den Gesetzengewirthschaftetwerde, die

da wissen, wie die Last der Abgabenuns erträglichund

die Einrichtung des Heeres dem Lande zuträglich
gemacht werden kann, Männer, die es verstehen,wie eine

gute Kreis- und Gemeindeordnring beschaffensein
muß, die es erkennen, wie sehr die vollsteGewer»befrei-
heit und Freizügigkeit uns noth thut-, und dieFrei-

heit des Glaubens und der Kirche und einen ver-

nünftigen Unterricht in Unseren Schulen als die

unschätzbarstenGüter des Volkes anerkennen.

Das Alles haben wir längst gewußt und längst
gesagt. Aber Eine Forderung ist eist jetzt in allen
Gemuthern und in jedem Flecken des Landes, ja, in jedem
Hause, wo denkende Menschenwohnen,-zu einem klaren
und vollen Bewußtseingekommen,es ist die Forde-
rung einer wesentlichen und vollständigen
Umgestaltung unseres ganzen Gerichtswesens.
— Diese Forderung werden wir bei den näch-
sten Wahlen nun auch noch stellen. Sie ist keines-
weges hervorgerufen durch den Beschluß des Abgeord- «

netenhauses vom 10. Februar, sondern einzig und
allein durch den Beschluß des Obertribunals vom
29. Januar des gegenwärtigen Jahres. Sie ist
wo möglichnoch durch den Umstand verstärktworden,
daß die Regierung selbst es gewesen ist, welche die

sei?Beschluß des höchstenGerichtshofes hervorgeruer
a

«WelcheVeränderungenin der bisherigenGerichtsver-
fassung nothwendig sind, werden wir in einer der näch-
sten Nummern unseres Blattes darlegen.

Politische Wort-etlichen ,

Preußen. Das Abgeordnetenhaus hat am 16. d. M.
eine Sitzung gehalten, in welcher zuerst der Schisffahksg-
Vertrag zwischen dem Zollverein und England ge-
nehmigt wurde. Dagegen stimmten nur etwa zwölf Abge-
ordnete, Mitglieder der Fortschritts artei, welche, wie der

Abg. John (Marienwerdei) ausfüisrthes für ihre Pflicht
erachteten, in jeder Weise auf die Beseitigung des Ministe-
riums hinzuwirken, und dasselbe nicht durch die Genehmi ung
von Verträgen mit auswärtigen Mächten stärken wo ten.

Das Haus ging daran zur Berathung der Anträgeüber,
welchein der Kölner Festangelegenheit gestelltworden

sind. Dieselben wurden, nach einer sehr eingehendenDebatte,
mit großerMajorität genehmigt. Die Redner, welche das

Verfahren der Regierung rechtfertigtemund gegen die An-

nahme der Resolutionen (welche wir in Nr. 6 unseres Blat-
tes mitgetheilt haben) sprachen, konnten nicht die gewichtigen
Ausführungender Mehrheit widerlegen. Wie sehr sie nach
Gründen suchenmußten,bewies am besten der Abg. v. d. Heydt,
welcher die Veranstaltung des Kölner Abgeordnetenfestesals
einen versuchten Hochverrathcharakterisirte,eine Ansicht,welche
freilich selbst bei seinen Parteigenossen ein Lächelndes Zwei-
fels hervorloclte. Der Minister des Jnnern meinte, die Re-

gierung hätte·allenGrund gehabt, das Fest zu verhindern,
weil es, in Hinblick auf das im Frühjahr stattgefundekleFest
der fünfzigjährigenVereinigung der Rheinprovinz mit Preu-
ßen, eine besonders gehässigeDemonstraiiongewesenset.

Diese Resolutionen des Hauses, so wie die in derLauen-

burgischen Frage und über den Obkrtrtbunalw
Beschluß gefaßtenResolutionen hat »derPkasident Grabow
dem jahrelang geübtenGebrauch gewißdein Staatsministe-
rium zur KenntnißnahinezugeschlcktsEr hat darauf am

19. d. M. folgendes Schreibenekhaltem
Nachdem das KöniglicheStaatsministerium von Ew.

Hochwohlgeborengesalllgen Schreiben vom 3., dem 10.

und dem 16. d. Mis. durch mich Kenntniß»krhalten,hat
dasselbebeschlossen-kleAnnahmedieser Schrittstückeabzu-
lehnen, weil die dann milgetheilten Belchlusse in der dem

Kause
der Abgeordnetendurch die Verfassung beigelegten

«ompeteuznicht nur keine Begründung finden, sondern
verschiedeneArtikel der Verfassung ausdrücklichverletzen.

-Das Haus der Abgeordneten ist weder berechtigt, einen



von Sr. Majestät dem Könige geschlossenenStaatsvertrag
für rechtsungiltig zu erklären, noch richterliche »Ur-heil-
sprüche anzufechten, noch den Beamten der Exekutivgewalt
Vorschriften zu ertheilen. Der Beschlußdes Hauses vom

3. d. Mis. verletzt den Art. 48, der vom 10. d. M. den

Akt. 86, der voni 16. d. M. den Art.»45der Verfassung.
Die KöniglicheRegierung vermag uberrechtswidrig ge-

faßte Beschlüssekeine amtliche Mitthsilung von dem Prä-
sidintn des Hauses entgegen zu nehmen;und«beehre ich
mich daher, Ew. Hochwohlgeborendie iiberreichten Aus-

fertigungen der Beschlüsse,betreffenddas Herzogthum
Lauenburg, den Antrag des Freiherrn von Hoverbeckund

die Petition des Classen-Kappelmannin den Anlagen wie-

der zuzustellen.
Berlin, den 18. Februar 1866.

« » »

Der Präsident des Staats-Ministeriums.
Graf von Bismarck.

Da wir in einem besonderen Artikel unseres Blattes aus-

führlichüber dieses Schreibensprechenso begnügenwir uns

hier mit der einfachenMittheilung desselben.
Die Wirkung, welche der Obertribunals-Beschluß

auf die gesammte BevölkerungPreußens, ja Deutschlands
ausgeübthat, ist eine sehr große. Von allen Se»iten«liegen
Nachrichten von Versammlungen vor, welche sich sur die An-
sicht aussprechen, die die Mehrheit des Abgeordnetenhausesin

ihren Resolutionen niedergelegt hat.»ij sind del dem de-
schränktenRaum unseres Blattes nicht im Stande»alle diese
Kundgebungenmitzutheilen, und lassen hier nur einige wenige

ol en.f an Berlin hat am 16. d. M. eine Volksversammlung,
in der mehr als 3000 Menschenanwesend waren, stattgefun-
den, in der eine Adresse an das Abgeordnetenhausbeschlossen
werden sollte. Nachdem diese Versammlung von der Polizei
aufgelöst worden, fand am 18. d. M. eine eben so stark be-

suchte Versammlung statt,»in welcher folgende Adresse an den

PräsidentenGrabow beschlossenwurde:

»Herr Präsident!
Die heute in der ,,Alhambra«zu Berlin versammelten

preußischenMännererblicken mit der Majorität des Ab-

geordnetenhausesin demBeschlüssedes Obertribunals vom

29. Januar d. J. einen jähen Angrssfauf die, durchdas

VIUk illrer Brüder und den Schwur ihres Königsgeheilt te

Verfassung. Wir betrachten «in dem tief verletzten Re te

unserer Abgeordneten unser eigenes Recht verletzt Und sind
entschlossen,die den erwähltenVertretern des Volks in dem
entbrannten Rechtskampfeaus der Ekfüllungihrer Pflicht
angedrohtenGefahren männlichMit ihnen zu theilen.

chWikeklUchenSie, dem Hause hiervon Mittheilung zu
ma en.«

Diese Adressewurde einstimmig angenommen, und am

19. d. M. dem PräsidentenGrabowdurch eine Deputaiion
von 30 Mitgliedern überreicht. Derselbe erwiedekte daran
etwa Folgendes: »Im Namen desAbgeordnetenhauses,dem

ich in der gewohnten Weise diese Adressevorlegen werde,
danke ich Jhnen für die Zustimmung, die Sie den Abgeord-
neten in derselben aussprechen. Jch werde nicht verfehlen,
deni Abgeordnetenhansevon der großenZahl,derDeputation
Mittheilung zu machen und wird dieselbegeeignet sein, der

AdressegrößerenNachdruckzu verleihen.
»

Rechterwähnt,daß sichdasHaus in einer schwerenkritischen
Lagebefinde, aber nach meiner Ansicht in keiner für Unsere
Verfassungszuständetrostlosen. Jch fühletief und schwerdie

Last, welcheauf uns und dem Volke ruht, aber gestütztauf
dasselbe, wird das Haus in der bisherigenWeise treu aug-

harren. Der Ausspruch: Das Gesetz unsere Wasse, das

Sie haben mit"

Recht unser Ziel, die Freiheit unser Kampspreisl wird unsere
Richtschnur sein und bleiben. Jch bin ein alter Richter, aber

treu dein Schwur geblieben, den ich iin Jahre 1840 bei
meinem Eintritt in das politischeLeben geleistet habe· Die
Frage, welcheKönigFriedrich Wilhelm IV. ani 15 Okt. 1840

an uns richtete:»Wollen Sie mir helfen Und beistehen, die

EigenschaftenImmer herrlicher zu entfalten, durch welche
Pkenßen nnt lejnen»nur14 Millionen den Großiiiächtender
Erde zugesellt Ist- namlich: Ehre, Treue, Streben nach Licht,
RechtUnd WahrhesdPorwärtsschreitenin Altersweisheit zu-
gleich und heldenmuthigerJugendkraft2« Sie habe ich zum
Throne hinauf·miteinem »Ja« beantwortet. Dies ist das

Programmmeines politischenLebens geworden und geblieben.
Meine Herren, auf diesem Boden habe ich bisher gestanden
und werde auch fortan anf demselben stehen« AuchSle
werden den Boden des Gesetzes, des Rechts und der Verfas-
sung nie verlassen. Er allein führt zum Heile. —- Ich
glaube Sie aus«einem Stande hier um mich versammelt
(entschu·ldigenSie, daß ich mich dieses Ausdrucks bediene),
welcher sich bis setzt weniger am politischen Leben betheiligt
hat. Doch erlauben Sie, daß ich die Worte eines Geschicht-
schreibers —. es ist Gervinus — anführe. Er sa t: Es reift
an den Bürgerstandein anderer Stand herau. Eiesist ge-
schehen.Mogenwir die Unterschiedeimmer mehr schwinden
sehen, da wir uns einig fühlen in der Liebe zum Vaterlande

un»dzu der auf Rechtund Gesetzund unserer Verfassung ge-
grundeten Freiheit. Stehen Sie uns in solchemgesetzlichen
Kampfe auch ferner treu zur Seite.«

Jii Köln hat ain 16. d. M. eine sehr zahlreich besuchte
Versammlungvon Mitgliedern aller Schattirungen der libe-
ralen Partei stattgefunden(nachden Aeußerungeiivon Leuten,
welchemit den Verhältnissenin Köln bekannt sind, befanden
sich unter den Personen, welchesich bei jener Versammlung
hervorragendbetheiligten, viele, welche man eher zur konser-
vativen-als zur lieberalen Partei zählen kann), in welcher
eine Zustimmungsadressean das Abgeordnetenhausund eine
Anerkennungsadresse an Herrn v. Ammon verlesen
und angenommen wurde. Die letztere sollte durch eine

Deputation unter Begleitungeines Fackelzuges über-

reichtwerden, doch ist letzterer von dem Polizeipräsideuten
Geiger verboten worden. Es ist deshalb die Ueber-
reichung ohne denselben erfolgt, wobei dem Herren
v. Aminon ein großes Ständcheii gebracht worden ist.
Derselbeerwiderte, er könne die Anerkennung,welcheihm hier
und aus allen Theilen des Staatas von zahlreichenMännern
dargebrachtwerde,nur für die Sache, für welche er aus rei-
nem Pflichtgefnhleingetreten sei, annehmen. Er erkenne in
der Redefreiheit der Abgeordneten das Bollwerk
der Verfassung. »Ichmußte-sprecher weil ich vor allen
berufen war, die jetzige Interpretation zu wider-

legen- weil ich in zwei Perioden meines Lebens an der Be-
grundung der VerfassungmitgewirkthatteAuchmeine Stellung
als preußischerRichter zwankg

mich, fUt die heiligeSache des

Rechteseinzutreten. Man öiintees betrübend nennen, daß
ein so schlichtesWort, welchesich iiur zur Ehre der Wahr-
heit ausgesprochen,so viel Aussehenmacht, wenn nicht auf
der andern Seite die erfreuliche Wahrnehmung damit ver-

bunden wäre, daß die allgemeine Theilnahme aus dem gesun-
den Sinne für Recht UndGesetz-entspringt Wie tief das
Wort gewirkt,ersehenwir aus der Sympathie des Volkes

auf der einen Seite, auf der andern aus den Verdrehungen
einer akgljftigenPresse,die ihkenHaß gegen jede freimüthige
Aenßerungausspricht. Indem ich Ihnen Allen meinen Dank

sage und jedem die Hand drücke,bitte ich Sie, lassen Sie
uns festhalten am Recht nnd Gesetz Und lassen



d

Sie uns das Vertrauinnicht verlieren, daß beide
zum Siege gelangen, denn Recht muß doch Recht
bleiben.«

Wir lassen aii diese Mittheilung der Kundgebungen in
den beiden bedeutendstenStädten der Monarchie die Namen

derjenigenStädte folgen, aus denen ähnlichesberichtetwird'«):
Breslau, Stettin, Königöberg, Dguzig, INCng
burg, Elberfeld, Aachen, Dramburg, Siegen, Bops
Pakt, Mühlheim a· d—R» Mühlheim a. Rh» Lauen-

bng (PDMWEI«U)-Göklitz, Bieleseld, Vohwinkel,
Hamm, Graudenz, Krefeld, Remscheid, Frankfurt
a. O., Berent, Bromberg, Gumbinnen, Nordhaus
sen- LEUUEP- Haöpe, Westerbauer, Saarbrücken,
Ascherslebelh Quedlinburg und Letinathe. — Auch
ZU kEU UlchkpkellßischenStädten Hannover, Hildesheim,
Darbng Und Bremerhaven haben ähnlicheKundge-
bungen stattgefunden.

, JJn Langenberg ist ein sauber gedrucktesPlakat er-

lchienen,welches die Ueberschriftträgt:
,,Erinnerung an den 29. Januar 1866.«

Es folgt der Wortlaut des Art. 84 der preußischenVerfas-
sung, sowie die Namen derjenigen Obertribunalsrätbe und

Hülfsarbeiter,welche am 29. Januar die Majorität bildeten,
sowie derjenigenObertribunalsräthe,welche in der Minorität
waren.

Die Majorität bestand aus din Herren:
v. Schlieckmann, Dr. Heffter, v. Holleben, Dr. Kuhne,
v. Tippelskirch, Eding, Dr. v. Daniils, Donalies und

Finck;
die Minorität:

Jäbsnigen, Frech, Weißgerber, Blömer, v. Seckeudorff,
v. Schmitz, Reichensperger und Goltdammer.

»

(Jn dem Plakat steht irrthümlichstatt des Namens Finck
der Name Schulz-Völcker.)

Jn Mühlsteiina. R. ist am 17. d. M. bei einer Nach-
wahl zum Abgeordnetenhauseder Kandidat der liberalen

Partei, Fabrikant Richard Zanders mit 247 gegen 47 Stim-

nien zum Abgeordneten gewähltworden.

Oesterteich. Bei der immer schärferhervortretende Span-
nung zwischenPreußen und Oi.steireich, welche in einigen ängst-
licheiiGemütheriischondie Furcht vor einem nahen Kriege wach
gerufen hat, sind die Fortschritte, welche die Aussöhnungmit

Ungarn macht, von keiner geringen Bedeutung. Dieselbe
dürfte iii nicht allzulanger Zeit vollendete Thatsache sein,
und da Oesterreich auch außerdemversucht, sich mit Italien
auf einen freundschaftlicheienFuß zu stellen, so wird es sehr
wenig Neigung zeigen, die WünschePreußens in Bezug
auf die endgültigeRegelung der Herzogthürnerfragezu be-

rücksichtigen.
—-

Dle Zurückweisuiig der Beschlüssedes Abgeordneten-
hauscs durch das Ministerium.

.

Der Verfassungsstreit zwkschendem Abgeordnetenhause
und dem Ministerium ist in einen· neuen Abschnitt getreten,
wenn der Streit dies Mal auch Nicht die Sache selbst, son-
dern nur die Form betrifft, in weltberdie Verhandkxxqunbis

jetzt gführt sind. Das Ministeriumhat »demPiasidenten
des Abgeordnetershaussdie Reseluiionen, die dasselbein der

Laiienbiirger Sache am Z. d. M« und der Obertribunals-

Sache am 10. d. M. und wegen Veihlnderlmgdes Kölner-

Abgeordnetenfestes am 16. d. M. gefaßt, und welche der

sa) Bei den zahlreichenNachrichten über solcheKundaebungen
können wir die Vollständigkeitder Namen nicht garantiren.

Präsidentdem Staats-Ministerium ::.."-:·.-.inj;IU-Hssig-Wie blö-

he«k-mlsgetheilt hatte, jetztwieder zurückgegeben,weil dieselben,
wie es in der Zuschrist erklärt, über die Kompetenz des Ab-
eotdnetenhauses hinausgingen und verschiedene Artikel dek

erfassungverletzten. Jii der ganzen Nation wird man wohl
kaum zwei Meinungen darüber finden, welcher unter diesen
drei Beschlüssendes Abgeordnetenhausesdiesen Schritt des

Ministeriums bewirkt hat. Unzweifelhaftist es der Beschluß
in der ObertribunalssSache gewesen. Dieser Beschlußhat
eine erschütterndeWirkung in der ganzen Nation gehabt.
Das Ministerium hat nun das Bedürfniß gefühlt, dieser
überwältigendenWirkungin irgend einer Weise entgegen zu
treten. Charakteristisch ist es nun, daß es dies nicht unmit-
telbar zu thun versucht hat, sondern nur mittelbar und nur

indem es noch andere Beschlüssein derselben Weise behau-
delte, wie den in der Oberlribunals-Sache, der ihm so schwer
aus dem Herzen liegt. Einen neuen Grund in der Sache
selbst sübrt es auch gar nicht an. Jii der Verhandlung im

Abgeordnetenhausehatte es schon versucht, den Grund geltend
zu machen,daß das Abgeordnetenhaus seine Kompetenzüber-
schreite, indem es in dieser Sache Beschluß fassenwolle. Es
wurde ihm aber dort sogleich erwidert, daß das Abgeordne-
tenhaus mit diesemBeschlüssenichts weiter thue, als daß es

grade die Kompetenz des Obertribunals feststelle, welche
dasselbe überschrittenhabe, und daß das Haus fern davon,
seine Kompetenz erweitern zu wollen, nur dem Ueber-

griff des Obertribunals in seine Gerechtsame pflicht-
mäßig zurückweise.Wenn das Ministerium bei dieser
Gelegenheit auf den Artikel 86 der Verfassung verweist,
nach welchem die ,,richterliche Gewalt im Namen des Königs
durch unabhängige-, keiner anderen Autorität als der des
Gesetzes unterworfene Gerichte ausgeübt wird«, so liegt in
dem Artikel selbst der beste Grund für den Beschluß des Ab-

geordnetenhansesausgesprochen Es hat nicht etwa vom

Ober-Tribunal verlangt, daßdasselbekünftEgnicht mehr seine
Gewalt im Namen des Königs, sondern im Namen des Ab-

geordnetenhauses ausüben soll, sondern es hat verlangt, daß
dasselbe ,,keiner andern Autorität« in Bezug auf seine Kom-

petenz sich unterwerfen solle als der des Gesetzes, und es hat
dabei erklärt, daß das Ober-Tribunal in dem bekannten Be-

schlusseseine ihm in der Verfassungausdrücklichvorgezeichnete
Kompetenz überschrittenhabe.

Materiell wird also durch diese ministerielle Zurückweisung
in der Sache selbst kein neuer Grund beigebracht, denn in
der Lauenburger Sache und in der das Abgeordnetenfestes
liegt die Sache noch einfacher. Forinell freilich vergrößert
diese Zusüclweisungden Bruch des Abgeordnetenhausesund

des Ministeriums in bedentungsvoller Weise und charakterisirt
nicht minder bedeutungsvoll die Stellung, welche·das Mi-

nisterium zur Verfassung und zur ganzen konstitutionellen

Praxis einnimmt. Wenn es glaubt, daß MS Abgeoidnetew
haus verfassungswidrigeBeschlüssegefaßt hat, so weist ihm
der Artikel 51 der Verfassung den Weg, dIJ es einzuschlageu
hat: es muß das Abgeordnetenhausauflösen. Das ist die

einzig richtige Antwort auf einen nach seiner Meinung ver-

fassungswidrigenBeschluß des Abgeordnetenhauiee.«Warum
löst es ahkk das Akgeordnetenbaiisnicht aus? Weil die Er-

eignisseder letzten WochendlUllich genug gezckgkhfckensHaß
die ungehiuere Mehrheit des Volkes, ja jeibst ein großer
Theil dekj.nigen, wslchedas Ministerium bis 1-.tzt untesstiitzt
haben, den Beschluß des Abgeordnetenhauses«inder Ober-

Tribiinals-Sache durchaus nicht für verfassungswidrig, sondern
für vollkommen gerechtfertigthält»

Druck und Verlag von Franz Duncker ln Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgehen Dr. G. Lewtnftetn in Berlin.


